
Verträgt,

Artikel 4
Im Falle eines bewaffneten Überfalles in Europa auf einen oder 

mehrere Teilnehmerstaaten des Vertrages seitens irgendeines 
Staates oder einer Gruppe von Staaten wird jeder Teilnehmer­
staat des Vertrages in Verwirklichung des Rechtes auf individuelle 
oder kollektive Selbstverteidigung in Übereinstimmung mit Ar­
tikel 51 der Satzung der Organisation der Vereinten Nationen 
dem Staat oder den Staaten, die einem solchen Überfall ausge­
setzt sind, sofortigen Beistand individuell und in Vereinbarung 
mit den anderen Teilnehmerstaaten des Vertrages mit allen Mit­
teln, die ihnen erforderlich scheinen, einschließlich der Anwen­
dung von militärischer Gewalt, erweisen. Die Teilnehmerstaaten 
des Vertrages werden sich unverzüglich über gemeinsame Maß­
nahmen beraten, die zum Zwecke der Wiederherstellung und 
Aufrechterhaltung des Weltfriedens und der Sicherheit zu er­
greifen sind.

Von den Maßnahmen, die auf Grund dieses Artikels ergriffen 
wurden, wird dem Sicherheitsrat entsprechend den Bestimmungen 
der Satzung der Organisation der Vereinten Nationen Mitteilung 
gemacht. Diese Maßnahmen werden eingestellt, sobald der Sicher­
heitsrat die Maßnahmen ergreift, die zur Wiederherstellung und 
Erhaltung des Weltfriedens und der Sicherheit erforderlich sind.

Artikel 5
Die Vertragschließenden Seiten kamen überein, ein vereintes 

Kommando derjenigen ihrer Streitkräfte zu schaffen, die nach 
Vereinbarung zwischen den Seiten diesem auf Grund gemeinsam 
festgelegter Grundsätze handelnden Kommando zur Verfügung 
gestellt werden. Sie werden auch andere vereinbarte Maßnahmen 
ergreifen, die zur Stärkung ihrer Wehrfähigkeit notwendig sind, 
um die friedliche Arbeit ihrer Völker zu beschützen, die Unantast­
barkeit ihrer Grenzen und Territorien zu garantieren und den 
Schutz gegen eine mögliche Aggression zu gewährleisten.

Artikel 6
Zur Durchführung der in diesem Vertrag vorgesehenen Bera­

tungen zwischen den Teilnehmerstaaten des Vertrages und zur 
Erörterung von Fragen, die im Zusammenhang mit der Ver­
wirklichung des Vertrages entstehen, wird ein politischer beraten­
der Ausschuß gebildet, in den jeder Teilnehmerstaat des Ver­
trages ein Regierungsmitglied oder einen anderen besonders 
ernannten Vertreter delegiert.

Der Ausschuß kann, wenn es erforderlich ist, Hilfsorgane 
schaffen.
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